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Bezug: Kleine Anfrage des Abgeordneten Kahn-Ackermann 
und der Fraktion der SPD 
— Drucksache IV/3049 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich namens der Bundesregie- 
rung wie folgt: 

Zu 1. 

Nach der Sitzung des Rats für Formgebung am 7. Juni 1963, in 
der die vier in derr Anfrage genannten Herren für die Berufung 
in den Rat vorgeschlagen worden sind, trat ein Wechsel im 
Präsidium des Rats ein. 

Der neue vom Rat gewählte Präsident leitete die Arbeiten an 
einer Satzungsreform ein, bei der die Erfahrungen der vergan- 
genen Jahre genutzt werden sollten. Sein Entwurf sieht u. a. 
eine Änderung der Struktur des Rats vor, die eine bessere Ar- 
beitsfähigkeit und eine breitere Grundlage gewährleisten soll. 
Nach der neuen Konzeption würde die Berufung von Mitglie- 
dern durch den Protektor entfallen. Bei Annahme des Entwurfs 
wären die neuen Mitglieder nur für eine Sitzung, nämlich die 
Sitzung zur Beschlußfassung über den Satzungsentwurf, berufen 
gewesen, was nicht sinnvoll erschien. Im Einvernehmen mit 
dem Herrn Präsidenten des Rats wurde daher bis zur Beschluß- 
fassung über den Entwurf von einer Berufung neuer Mitglieder 
abgesehen. 

Zu 2. 

Die Frage ist durch die Antwort zu 1. bereits teilweise beant- 
wortet. Wenn die neue Satzung die Grundlage der künftigen 
Arbeit des Rats werden soll, muß der Rat selbst diese 
beschließen. Der Präsident des Rats hat die Vorarbeiten an der 
neuen Satzung vor kurzem abgeschlossen. Daher kann eine 
Sitzung des Rats im nächsten Monat mit dem Tagesordnungs- 
punkt Satzungsänderung stattfinden. 


Druck: Budidnickerel Peter Meier. 5201 Buisdorf/Slegburg 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, GoethestraBe 54, Tel. 6 35 51 



Drucksadle IV/3132 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Zu 3. 

Die Bundesregierung hat dem Gründungsbesdiluß des Bundes- 
tages durch die Gewährung jährlicher Zuschüsse entsprochen. 
Der Haushaltsausschuß des Bundestages hatte erstmalig im 
Jahre 1952 70 000 DM bereitgestellt. Er hatte hierbei darauf 
hingewiesen, daß ein höherer Betrag von der öffentlichen Hand 
erst gegeben werden sollte, wenn der gleiche Betrag von der 
Wirtschaft aufgebracht werde. Diese Empfehlung ergab sich 
aus der Festlegung im Beschluß des Bimdestages vom 4. April 
1951, daß die Gründung dieser Institution „im Interesse der 
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Industrie imd des Hand- 
werks" erfolgen solle. Da die Förderungsbeiträge der Wirt- 
schaft trotz der von meinem Vorgänger energisch imterstützten 
Bemühungen leider erheblich hinter den Erwartungen zurück- 
blieben, hat die Bundesregierung in den folgenden Jahren, um 
die Entwicklimg des Rats nicht aufzuhalten, bis zu 160 000 DM 
jährlich dieser Institution bereitgestellt. Diese Zuschüsse 
deckten erheblich mehr als die Hälfte des Etats des Rats. Zur 
Zeit sind erneute Bestrebimgen im Gange, die Wirtschaft zu 
höheren Förderungsbeiträgen zu veranlassen; auch die neue 
Satzung soll diesem Zwecke dienen. 


Sdhmücker 



